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könnte die Koalition in arge Nöte brin-
gen und weiter vor sich her treiben und
so ihre inneren Widersprüche verschär-
fen. Vollends wird sich diese Politik aber
erst unter der Kanzlerin Merkel oder
dem Kanzler Koch entfalten. Es wird also
bis zur Bundestagswahl Gelegenheit
geben, Erfahrungen mit einer schwarz-
gelben Ausführung der von allen Bun-
destagsparteien geteilten neoliberalen
Ideologie zu machen, was sich für Rot-
Grün, da eine reelle Vergleichsmöglich-
keit bestehen wird, sogar noch als Vor-
teil erweisen könnte.

Nein, der eigentliche Skandal liegt in
dem direkt im Anschluss an die Nomi-
nierung gemachten Vorschlag zur
„Aufwertung“ des Amtes durch dessen
Direktwahl – just nachdem dessen „Ab-
wertung“ durch Parteienkalkül erst
zielstrebig betrieben und dann beklagt
worden war. 

Zwar hatte der amtierende Präsident
Rau selbst diese Änderung des Wahl-
verfahrens bereits im September ver-
gangenen Jahres ins Spiel gebracht
(zusammen mit einer Verlängerung der
Amtszeit auf sieben Jahre) und damit
ein altes Thema wiederbelebt, das nun
seine vielfache dankbare Aufnahme
erfuhr. Was sich jedoch so demokratisch
und volksnah anhört, entpuppt sich bei
näherem Hinsehen als ein aus der Not
geborener Demokratieersatz.

Die dem Bundespräsidenten vom
Grundgesetz zugewiesene rein reprä-
sentative Funktion zeigt sich beim
Empfang von Staatsgästen in repräsen-
tativen Räumlichkeiten von ihrer
außenpolitischen und bei der Verlei-
hung der Verdienstorden von ihrer
innenpolitischen Seite, wozu die be-
kannten Reden, mal in der Version
„Ruck“, mal in der Version „Versöh-
nung“ kommen. Seine staatspolitische
Rolle ist eng beschränkt. Dazu passt 
das ungewöhnliche Wahlverfahren
durch eine nur für diesen Zweck zu-
sammentretende Bundesversammlung.

Vom Ersatzkaiser 
zum Demokratieersatz
Nicht in dem, was die Koalitionspar-
teien „unwürdig“ nannten, liegt der
Skandal der Kandidatenkür für das Amt
des Bundespräsidenten, wie sie von
Union und FDP betrieben wurde. Was
soll schon besonders „unwürdig“ an
der langwierigen Entscheidungsfin-
dung einer durchaus bedeutenden Per-
sonalfrage sein, wenn die daran be-
teiligten Parteivorsitzenden alle ihr
„Meisterstück“ abliefern wollen? Meis-
terstücke müssen eben lange ge-
schmiedet werden.

Auch im erneuten Übergehen eines
weiblichen Kandidaten liegt nicht der
eigentliche Skandal. Dieses drückt
bundesrepublikanische Wirklichkeit
aus und gehört zum strategischen Kal-
kül Merkels, die sich in ihrem Rennen
um den Titel der „ersten Kanzlerin“
nicht von einer ersten Bundespräsiden-
tin überholen oder bremsen lassen will.
Dann wäre doch eher die instrumentel-
le Nominierung von Gesine Schwan als
Kandidatin von SPD und Grünen skan-
dalös zu nennen, weil sich hier zwei
Parteien allen Ernstes damit schmü-
cken wollen, jetzt, wo es um nichts
mehr geht, eine Frau nominiert zu ha-
ben. Ihre Chance hatten sie vor fünf
Jahren, und da haben sie sich für
Johannes Rau entschieden.

Aber auch die Nominierung eines
Quereinsteigers in die Politik, des inter-
national bis zum Chef des IWF aufgestie-
genen Finanzmannes Horst Köhler, also
einer Reizfigur für alle, die unter der Re-
form-Agenda leiden oder sich der margi-
nalisierten Linken zurechnen, ist kein
Skandal. Von der Tradition der bisheri-
gen Präsidentenauslese aus betrachtet,
ist sie lediglich ein Novum. Aus dem
Blickwinkel der Regierungsbank ist sie
ein Ärgernis, denn der Ruf des Präsiden-
ten in spe „Mehr Globalisierung wagen“
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Das Grundgesetz hat hier eine symboli-
sche Funktion mit einer symbolischen
Wahl verknüpft. Mit dieser Einschrän-
kung der Kompetenzen des Präsiden-
ten reagierten die Schöpfer des Grund-
gesetzes bekanntlich auf die Rolle des
Ersatzkaisers, die der Präsident in Wei-
mar innehatte, samt ihrer für das Selbst-
verständnis der Demokratie verheeren-
den Folgen.

Stärkung des Präsidentenamts?

Dies ist dem vielstimmigen Chor der
neuen Demokraten bewusst. Merkel,
Rüttgers, Brüderle, Pieper, der Grüne
Josef Winkler gemeinsam mit Peter
Gauweiler, der Altpräsident von Weiz-
säcker – alle stimmen darin überein, das
„Amt“ sei durch Direktwahl des Amts-
trägers zu stärken. Dies würde unver-
meidlich auch die Stärkung der Kompe-
tenzen des Bundespräsidenten bedeu-
ten. Welche diese sein könnten und wel-
che Organe dafür Kompetenzen abtre-
ten könnten, blieb naturgemäß ebenso
ungenannt wie ein weiterer naheliegen-
der Einwand unerörtert: Wer anders als
die Parteien würde wohl aussichtsreiche
Kandidaten aufstellen können? Worin
sollte also letztlich der eigentliche
Unterschied zum derzeitigen parteige-
bundenen Nominierungsgebaren be-
stehen, welches doch soeben partei-
übergreifend beklagt wurde?

Entscheidend aber sind nicht jene
Überlegungen, sondern die mit der Än-
derung verbundene Frage der Verfas-
sungssystematik. Die Direktwahl des
Präsidenten gehört in präsidiale Syste-
me, in denen das Staatsoberhaupt die
Regierung ernennt oder selbst die Spit-
ze der Exekutive bildet, wie wir es aus
Frankreich oder den USA kennen. Prä-
sidialsysteme sind durch das unter-
schiedlich ausgestaltete Zusammen-
wirken von Exekutive und Legislative
bei der Gesetzgebung gekennzeichnet.
Anderen Spielregeln gehorchen parla-
mentarische Systeme, zu denen die
Bundesrepublik noch immer gehört.
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Diese bringen ihre Gesetze allein im
Parlament hervor.

Parlamentarische Demokratien bil-
den die Regierung aus der Mitte des
Parlaments und sind in der Gewalten-
teilung hierarchisch angeordnet, ihre
ganze Legitimation beziehen sie aus
der allgemeinen, freien und gleichen
Wahl des Parlaments. Für eine weitere
Schaffung von Legitimation des
Bundespräsidenten durch dessen Di-
rektwahl besteht in diesem System kein
Bedarf. Dies meinen in unterschied-
licher Färbung zu Recht Otto Schily, der
Präsident des Bundesverfassungsge-
richts Hans-Jürgen Papier, Brigitte
Zypries und Altpräsident Herzog, be-
merkenswerterweise alle Juristen. 

Anders geartet ist der Hinweis von
Erwin Teufel, der für die bisherige Re-
gelung mit der Begründung plädiert,
man habe auch nach dem alten Verfah-
ren „den besten“ Kandidaten gefun-
den. Hier offenbart sich eine Differenz
unter den Skeptikern: Während die Ju-
risten das „Verfassungsgefüge“ im
Blick haben, denkt Teufel an das Cha-
risma der Person. Für das Amt des
Bundespräsidenten mag dieses Argu-
ment nahe liegen; genau diese Auffas-
sung aber ist es, die die gesetzgebungs-
bezogene Demokratie über kurz oder
lang zum Personenkarussell macht und
sie schon heute sichtbar deformiert. 

Der Ruf nach der Direktwahl des
Bundespräsidenten erklärt sich letztlich
nur aus seiner Ablenkungs- und Ablei-
tungsfunktion in Zeiten des von den
Wählern gefühlten Legitimationsdefi-
zits der Volksvertreter. Angesichts einer
Situation, in der sich Landesparlamente
die Legislaturperiode auf fünf Jahre
(durch Volksabstimmung) verlängern
lassen und sich so von Einflussmöglich-
keiten der Wählerschaft frei machen,
da sich also die Orte der Sachentschei-
dung gegenüber den Einwirkungsmög-
lichkeiten der Betroffenen zunehmend
abschließen, wird das Interesse der
Wähler ganz auf Personalentscheidun-
gen umgeleitet. Dies gilt bereits für die
Direktwahl der Bürgermeister und soll



nun auf höchster Ebene seine Entspre-
chung finden.

Genau diese Entmündigung des
Wahlvolks und die fortschreitende Ab-
schottung bilden den Kontext für die
erneuten Vorschläge zur Direktwahl
des Bundespräsidenten. Während die
Politik nur mehr medial begleitete
Selbstgespräche führt, kann sich das
Volk über Köpfe streiten. Die Inhalte
werden dann ohne weitere Störgeräu-
sche an den Orten der Repräsentation
von einer längst mit entsprechenden
Experten-Kommissionen zu einer Ge-
samtpartei der Modernisierer zusam-
mengeschlossenen Kaste bestimmt.

Erst die Erinnerung an den Umgang
mit der Frage der Verabschiedung der
europäischen Verfassung offenbart die
instrumentelle Absicht der neuesten
„demokratischen Initiative“. Denn au-
ßer einigen Wahlkampfmanövern der
FDP gibt es von Seiten der Politiker, die
nun den Präsidenten direkt wählen las-
sen wollen, keinerlei Initiative, über die
Verfassung Europas direkt abstimmen
zu lassen.1 Dies sei viel zu gefährlich,
das Volk unberechenbar und die ganze
Sache viel zu groß, um sie einem sol-
chen Verfahren auszusetzen, hört man
nicht zuletzt vom Ex-Basisdemokraten
Fischer.2 Eine Verfassung ohne demo-
kratische Legitimation aber wird immer
an diesem Mangel kranken.3

Vergleicht man die Haltung zur Frage
der europäischen Verfassung mit der
zur Wahl des Bundespräsidenten, so
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wird deutlich, dass es sich bei den
jüngsten Vorschlägen um eine rein sym-
bolische Demokratisierung handelt. De-
mokratie wird da gewährt, wo es um
symbolische Fragen geht, während sie
dort, wo sie den berufsmäßigen Trägern
der Entscheidung in die Quere kommen
könnte, unerwünscht ist. Damit ist kei-
neswegs allein das Fehlen plebiszitärer
Elemente im Grundgesetz gemeint,
sondern schon die permanente Neigung
der Regierung, sich vom Parlament un-
abhängig „handlungsfähig“ zu machen,
wie sie sich etwa im geplanten Entsen-
degesetz für die Bundeswehr ausdrückt. 

Erst ein Blick auch auf die Argumente,
die gegen die Direktwahl vorgebracht
werden, offenbart allerdings das ganze,
tiefsitzende Unverständnis gegenüber
der eigenen Demokratie und den Grün-
den für das Scheitern ihres Vorgängers.
Man ist „gegen plebiszitäre Elemente,
weil das Volk sich als höchst verführbar
erwiesen hatte; gegen die Machtfülle ei-
nes Einzelnen, der diese missbrauchen
könnte“, ein Misstrauen, das aus der un-
mittelbaren Nazi-Vergangenheit rühre.4

Nun hat dieses Misstrauen bezogen
auf die Wahl eines machtlosen Bundes-
präsidenten offensichtlich keinen Sinn
– eben deshalb wird ihre Demokratisie-
rung vorgeschlagen. Das Misstrauen
gegenüber dem Volk aber rührt keines-
wegs aus der Erfahrung mit Hitler, son-
dern ist den Funktionseliten bereits seit
der Französischen Revolution zu Eigen.
Eben dieses Misstrauen aber war so-
wohl der Grund für die Etablierung
eines Ersatzkaisers am Beginn der Wei-
marer Republik als auch für ihr Ende 
in der Präsidialdiktatur, die schließlich
Hitler in die Hände spielte. Die heutige
„Selbstaufgabe der Politik“ soll nun
durch den Demokratieersatz Präsiden-
tenwahl verdeckt werden. Tatsächlich
aber hilft nur eine radikale Rückgewin-
nung der Politik durch Demokratie aus
diesem Dilemma.
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